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Migrantinnen und Migranten sind häufig Benachteiligungen ausgesetzt - in niedrigen sozialen 
Schichten und schlechter gestellten Berufsgruppen sind sie überproportional vertreten. Sie leben 
oft mit erhöhtem Gesundheitsrisiko und ihr Gesundheitszustand ist in verschiedenen Bereichen 
schlechter als jener der Einheimischen. Das Bundesamt für Gesundheit hat das Problem erkannt 
und die Bundesstrategie ,Migration und Gesundheit' initiiert, die 2002 vom Bundesrat 
verabschiedet worden ist. Ihr Ziel ist es, den Gesundheitszustand, das Gesundheitsverhalten und 
die Gesundheitsversorgung der in der Schweiz lebenden Migrationsbevölkerung zu verbessern. 
Gleichzeitig verfolgt man mit den Massnahmen das Ziel, mit einem besseren Zugang zur 
Gesundheitsversorgung längerfristig die Gesundheitskosten senken zu können. 

Seit dem Projektstart im Jahr 2002 wurden in der ganzen Schweiz an verschiedenen Spitälern 
Projekte initiiert - darunter auch fünf im Kanton Basel-Stadt. Dass es nicht nur die stationären 
Betriebe des Gesundheitswesens betrifft, zeigt u.a. der besonders hohe Anteil an Fehlzugängen 
von Eingewanderten über Notfallporten der Spitäler. Der hohe Anteil Fehlzugänge mag u.a. auch 
damit zusammen hängen, dass viele MigrantInnen das Konzept des Hausarztes nicht kennen. Hier 
wäre eine frühzeitige Information und Aufklärung der MigrantInnen von hoher Bedeutung. Bei der 
Suche nach geeigneten Lösungen für diese Problematik ist die verstärkte Zusammenarbeit mit der 
in der Praxis tätigen Ärzteschaft wichtig. 

Jedoch nicht allein im Bereich der Versorgung besteht Handlungsbedarf, sondern auch im 
Bewusstsein und Verhalten der MigrantInnen bzgl. Gesundheitszustand. Letzterer steht oft in 
einem Zusammenhang mit der Arbeitssituation von MigrantInnen. Hier müssen auch verstärkt 
Arbeitgeber sensibilisiert werden. 

In diesem Zusammenhang bittet die Interpellantin um Beantwortung folgender Fragen: 

- Welche Bemühungen werden unternommen, um einen nachhaltigen Erfolg bzgl. 
niederschwelligem Zugang zur Gesundheitsversorgung für MigranIinnen zu erreichen? 

- Sind in nächster Zeit weitere Projekte geplant als die schon vom Bund mitfinanzierten fünf in 
Basel? 

- Welchen Handlungsbedarf sieht der Regierungsrat in diesem Zusammenhang im Bereich 
Notfallstation? 

- Sieht der Regierungsrat Möglichkeiten, auch die Hausärzte verstärkt in das Projekt 
,Migration und Gesundheil’ miteinzubeziehen? Denn gerade in diesem - dem Spital -
vorgelagerten ambulanten Bereich bestehen wohl oft noch Verständigungsprobleme, die 
sowohl auf die Sprache als auch auf die Kultur zurückzuführen sind. 
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